
 

 

Bekanntmachung des Regierungspräsidiums Stuttgart über das Unterbleiben einer 
Umweltverträglichkeitsprüfung für ein Vorhaben gemäß §§ 5 ff. des Gesetzes über die 
Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) 

Das Regierungspräsidium Stuttgart hat mit Planfeststellungsbeschluss vom 18.12.2024 
den sechsstreifigen Aus- und Neubau der BAB A8 zwischen Mühlhausen und Hohenstadt 
(Albaufstieg) genehmigt. 

Im Zuge der laufenden Ausführungsplanung wurden Änderungen vorgesehen, die der Op
timierung der Planfeststellung dienen, indem sie entweder einen Beitrag zur Wirtschaft
lichkeit leisten oder die jeweiligen Betriebsabläufe praktikabler und effizienter gestalten 
sollen. Die Planänderungen betreffen die Verlegung des Pumpwerks Gosbach in den Be
reich RRB/RKB „Fils“, die Verlegung der Havariebecken auf das Flst. Nr. 1301 der Gemar
kung Gosbach, die Verlegung des Kabelhauses auf das Flst.Nr. 540 der Gemarkung Mühl
hausen, die Änderung der Tunnelentwässerung sowie die Änderung des Rohrmaterials 
bei den auf der Albhochfläche vorgesehenen Entwässerungsleitungen.  

Die Autobahn GmbH des Bundes (AdB) beantragte mit Schreiben vom 19.05.2026 unter 
Vorlage von Plänen bei der Planfeststellungsbehörde des Regierungspräsidiums Stutt
gart die Bestätigung der unwesentlichen Bedeutung der oben genannten Änderungen 
und hat diese im Einzelnen dargestellt. 

Die UVP-Vorprüfung nach § 5 Abs. 1 UVPG i.V.m. § 13 Abs. 1 Umweltverwaltungsgesetz 
(UVwG) hat ergeben, dass die geplanten Änderungen nicht UVP-pflichtig sind und daher 
auf die Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung verzichtet werden kann.  

Die Realisierung der Änderungsvorhaben führt zu keiner erheblichen Beeinträchtigung 
umweltfachlicher Belange. Davon gehen auch die Fachbehörden aus. Durch die geplanten 
Änderungen werden keine Schutzgebiete bzw. geschützte Flächen erheblich beeinträch
tigt. Dies gilt auch für das geplante Kabelhaus. Dessen Standort befindet sich zwar im 
Landschaftsschutzgebiet „Oberes Filstal – Gemeinde Mühlhausen, das Gebiet wird hier
durch aber keine nennenswerte Beeinträchtigung erfahren. Das Kabelhaus wird ange
sichts seiner Lage und planerischen Ausgestaltung den Gebietscharakter und die -struk
tur nicht nachteilig prägen. Durch die vorgesehene Eingrünung des Gebäudes ist sicher
gestellt, dass es sich in die Umgebung einfügen und den Gebietscharakter und die -struk
tur nicht nachteilig prägen wird. Nennenswerte nachteilige Auswirkungen auf die Luft
qualität oder das Klima sind ebenfalls nicht zu erwarten. Die durchgeführten Untersu
chungen belegen ferner, dass keine nachhaltige Beeinträchtigung von Artenschutzbelan
gen und kein Verstoß gegen artenschutzrechtliche Verbotstatbestände nach § 44 
BNatSchG zu besorgen ist. Auch die geplante Verlegung des Kabelhauses wirft keine ar
tenschutzfachlichen Konflikte auf. Die Untersuchung des vorhandenen Kabelhäuschens 
ergab keinerlei Hinweise auf eine aktuelle oder zurückliegende Quartiernutzung durch 



 

 

Fledermäuse oder Eulen. Weder fanden sich anwesende Tiere noch irgendwelche Hinter
lassenschaften wie etwa Fledermauskot, Eulengewölle, Nester, Eierschalen oder etwa 
Fraßreste. Es kann unterstellt werden, dass sich die Situation beim neu geplanten Kabel
haus-Standort hiervon nicht groß unterscheiden wird. Der Ersatzstandort ist auf der ge
genüberliegenden Seite der BAB A8 oberhalb eines Feldwegs auf einer intensiv bewirt
schafteten, nährstoffreichen Wiese gelegen. Für Vögel oder Federmäuse sind in diesem 
Bereich keine Brutplatz- oder Unterschlupfmöglichkeiten wie z.B. Sträucher oder Höhlen
bäume vorhanden. Die Haselmaus findet auf den Wiesen keine Heckenstrukturen vor, für 
Reptilien fehlen Versteckmöglichkeiten und Sonnenplätze. Auch Laichgewässer für Am
phibien oder Wirtspflanzen für streng geschützte Schmetterlinge sind in diesem Gebiet 
nicht vorhanden.  

Diese Feststellung ist gemäß § 5 Abs. 3 UVPG nicht selbstständig anfechtbar. 

Stuttgart, den 08.06.2026 

Regierungspräsidium Stuttgart 
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